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Nein, an Stuttgart 21 kommt man derzeit nicht vorbei. Dabei ist der Streit um die Inhalte des 
Projekts, um das Für und Wider des Bahnhofsumbaus und der großräumigen Neuordnungen des 
Schienenverkehrs, um die Chancen für die Stadtentwicklung oder um die mit alledem verbunde-
nen Kosten nur die eine Seite der Debatte. Mindestens ebenso häufig werden auch Fragen nach 
politischen und planerischen Prozessen, nach dem Verhältnis repräsentativer zu direkt-demokra-
tischen Verfahren und letztlich nach der politischen Kultur gestellt.
Stuttgart 21 – nur »schlecht vermittelt«?  
Warum Großprojekte eine Herausforderung für die lokale 
politische Kultur bedeuten.
Prof. Dr. Klaus Selle ist 
Inhaber des Lehrstuhl 
für Plaungstheorie und 
Stadtentwicklung an der 
RWTH Aachen. 
Der vorliegende Text greift 
in den auf die Expo 2000 
zurück blickenden Passagen 
auf das Buch »Planen. 
Steuern.Entwickeln. Der 
Beitrag öffentlicher Akteure 
zur Entwicklung von Stadt 
und Land« (Klaus Selle, 
Dortmund 2005, Kap. 
6)  zurück. Dort finden 
sich auch die zugehörigen 
Literaturnachweise.
Und oft wird dann, als eine Art Zwischenre-
sümee festgehalten, man könne ja zu diesem 
oder jenem stehen wie man wolle, in jedem 
Fall aber sei Stuttgart 21 ein Lehrstück darin, 
wie man es nicht machen solle. Was? Nun: 
die Vermittlung von Projekten in die Öffent-
lichkeit, das »Mitnehmen« der Menschen 
im Prozess der Entscheidungsfindung, das 
»öffentliche Raisonnement«, das Vorhaben 
dieses Gewichts begleiten sollte. 
Dem wird man überhaupt nicht widerspre-
chen wollen. Alle, die schon einmal mit Pro-
jekten ähnlicher Art befasst waren, schütteln 
nur die Köpfe, wie fast anderthalb Jahrzehn-
te lang eine derart schlechte Kommunikation 
betrieben werden konnte. Denn Widerstand 
gegen die Pläne gibt es ja nicht erst seit 
kurzem. Schon als die ersten Absichten in 
Stuttgart öffentlich wurden, formierte sich 
Protest. Damals fragten besorgte Bürgerin-
nen und Bürger nach andernorts mit Groß-
projekten gewonnenen Erfahrungen. Und in 
öffentlichen Veranstaltungen wurden zum 
Beispiel empört Parallelen zwischen der Vor-
bereitung der Weltausstellung in Hannover 
(erinnert sich noch jemand an das Milliarden-
Defizit?) und den Argumentationsweisen der 
S’21-Befürworter in Stuttgart festgestellt. In 
der ganzen Zeit seither sind elementare Re-
geln einer offenen Erörterung öffentlicher 
Angelegenheiten verletzt worden. Das muss 
tatsächlich zu denken und sollte Anlass zum 
Lernen geben. Schon gibt es erste Forderun-
gen nach alsbaldiger wissenschaftlicher und 
praktischer Aufarbeitung eben dieses Lehr-
stücks. 
Aber es geht eben nicht nur um schlech-
te »Vermittlungsarbeit«. Die Häufung von 
Kommunikationsfehlern mag in Stuttgart 
extrem sein – aber bei vielen Großprojekten 
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gibt es ähnliche Probleme. Deren Initiatoren 
und Betreiber meiden in vielen Fällen offe-
ne und öffentliche Erörterungen und zeigen 
sich wenig sensibel, wenn es um das Ein-
halten von Regeln einer lebendigen lokalen 
Demokratie – und nicht nur das Erfüllen 
formaler Verfahrensvorschriften – geht. Die 
Vermutung liegt nahe, dass das politische 
und ökonomische Gewicht der Projekte im 
Verbund mit den machtvollen Interessen, die 
an sie geknüpft sind,  der politischen Kultur 
Schaden zufügen können und daher nicht 
zufällig immer wieder empörte Reaktionen 
auslösen.
Diese These soll es anhand von vier typischen 
Merkmalen der Projekte erläutert werden:
Strategische Verfälschung, oder: Lügen in 
Zeiten großer Zahlen
In einer dänischen Untersuchung vom An-
fang dieses Jahrzehnts wurden Großprojekte 
quer durch Europa untersucht. Fast überall 
traf man auf erhebliche Kostenüberschrei-
tungen. Die Autoren der Studie fragten 
sich daraufhin, ob es bei den anfänglichen 
Kostenschätzungen, die deutlich niedriger 
lagen, um Fehler oder Lügen handele. Und 
sie kamen zu dem Ergebnis: »Die Fehlkalku-
lationen können nicht durch Fehler erklärt 
werden, sondern sind am ehesten auf strate-
gische Verfälschungen, also Lügen, zurück-
zuführen«. 
Seither hat sich daran nichts geändert. Wo-
hin man auch schaut, lässt sich ein ähnliches 
Grundmuster erkennen:  Es gibt machtvolle 
Interessen am Projekt. Und um das Vorha-
ben zustimmungsfähig zu machen, werden 
die Zahlen entsprechend arrangiert. Dabei 
lassen sich nach unseren Erfahrungen meh-
rere Stufen unterscheiden: Zunächst nimmt 
man von zwei möglichen Zahlen die für die 
eigenen Absichten positivste. Dann arran-
giert man die Zahlen nach Art von Steuerklä-
rungen: Man nutzt Ermessens-, Zuordnungs- 
und Interpretationsspielräume »kreativ« aus. 
Und so kann es dann geschehen, dass Kos-
ten des Projekts gar nicht aufgelistet werden, 
weil man sie anderen Haushaltspositionen 
zugeordnet hat. Richtig gelogen wird erst 
in der dritten Stufe: Da erklärt man Einnah-
men für realistisch, die weitab des Möglichen 
liegen, da fehlen ganz Kostenbestandteile, 
da wird so lange »schöngerechnet« bist die 
Kosten eine bestimmte Reizschwelle nicht 
überschreiten. Dabei muss nicht einmal die 
Absicht, die Öffentlichkeit zu täuschen im 
Vordergrund stehen. Manchmal wollen oder 
müssen sich die Entscheidungsträger auch 
selbst täuschen. So hieß es in unseren Un-
tersuchungen zur Expo 2000 mit Blick auf 
das anscheinend unverhofft aufgetretene 
2,3-Milliarden-Loch: Nur mit »utopischen« 
Annahmen zu den Besucherzahlen »konnte 
man darstellen, dass das Konzept … einigerma-
ßen aufging. … So haben sich die Leute zum Teil 
selbst belogen haben und saßen dem selbst er-
zeugten Mythos auf . …Das muss gar nicht mal 
böse Absicht gewesen sein«. Man kann den glei-
chen Vorgang auch anders bewerten. Einer 
unserer damaligen Gesprächspartner, der die 
Prozesse durch eigene Mitwirkung kannte, 
sprach im Nachhinein von »Kollektiver Auto-
suggestion in krimineller Absicht zur Täuschung 
der Wählerinnen und Wähler«. Wie weit auch 
immer die Verstöße gegen den Grundsatz 
der Klarheit und Wahrheit gehen mögen und 
welche Bewertungen man für diese  Sachver-
halte findet, unstrittig dürfte sein, dass auf 
solche Grundlage keine sinnvolle Meinungs-
bildung gestützt werden kann. Übrigens: Das 
gilt nicht nur für die öffentliche Debatte. Das 
gilt auch für die politische Beschlussfassung: 
Viele Parlamentarier können die umfangrei-
chen Materialkonvolute, die solche Projekte 
begleiten, nicht durcharbeiten und vertrauen 
den einflussreichen Leuten in der Fraktion. 
Aber die sind im Zweifel auch nicht besser 
informiert oder – siehe oben – Opfer der ei-
genen Autosuggestion.
Feierliche Unschärfe, oder: Der Glaube 
versetzt Bäume
Viele Großprojekte werden von ihren Be-
fürwortern mit großen Versprechungen 
verknüpft. Stadt und Region sollen zu-
kunftsfähig gemacht werden, die Wirtschaft 
entscheidende Impulse erhalten und dem 
Fortschritt überhaupt Bahn gebrochen wer-
den. Das ist bei Stuttgart ‘21 nicht anders. 
Was hier schon alles beschworen wurde: Die 
Zukunft des europäischen Bahnverkehrs, die 
einmalige Chance, die sich der Stadt biete 
und natürlich die wirtschaftliche Zukunft 
eines ganzen Landes, denn: »solche Bahn-
projekte prägen die Wirtschaft für mehr als 
hundert Jahre«. Vereinfacht gesprochen: Die 
harten Interessen einzelner Akteure und die 
bei Vorhaben solcher Komplexität unver-
meidlichen Unklarheiten über tatsächliche 
Wirkungen werden in wolkige Heilserwar-
Die Häufung von 
Kommunikationsfehlern 
mag in Stuttgart extrem 
sein – aber bei vielen 
Großprojekten gibt es 
ähnliche Probleme.
Unrealistische 
Kostenkalkulationen sollen 
die Durchsetzung der 
Projekte erleichtern
Die harten Interessen und 
unklaren Bedingungen 
werden in wolkige 
Heilserwartungen gehüllt.
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tungen gehüllt. Und denjenigen, die dem 
zu widersprechen wagen, hält man entspre-
chend düstere Untergangsszenarien entge-
gen. So scheint auch bei Stuttgart 21 »die Zu-
kunft des Standortes Deutschland auf dem 
Spiel« zu stehen und selbst die Enkelkinder 
müssen als Zeugen herhalten: Sie würden, 
so der Landesvater, es ihren Großvätern nicht 
verzeihen, wenn diese die einmalige Chance, 
die sich ihnen mit S’21 bietet, nicht nutzten. 
Am Rande sei noch bemerkt, dass sich aller-
dings auch die Gegner solcher Projekte oft 
von einem derart hohen Ton anstecken las-
sen und ähnlich endzeitlich argumentieren.
Das alles könnte man humorvoll nehmen, 
wenn hier nicht der Streit über Daten und 
Fakten ersetzt würde durch etwas, das sich – 
um Robert Musil zu zitieren –  »dem genau-
en Urteil entzieht und von feierlicher Unschärfe 
ist«. Damit wird einer rationalen fachlichen 
und politischen Auseinandersetzung der 
Boden entzogen. Übrig bleiben Glaubens-
kriege. Aber: Glauben heißt nicht wissen, 
sagt man. Und genau darum geht es. Bei 
großen Projekten weiß man zu Beginn Vie-
les (noch) nicht. Das ist bei der Komplexität 
solcher Vorhaben auch nicht verwunderlich. 
Aber man erhebt deswegen nicht den Zwei-
fel zum Prinzip, bekennt sich nicht zu Un-
sicherheiten und offenen Fragen, sondern 
hüllt dies alles in die  feierliche Unschärfe 
großer Versprechungen. Macht sich dann 
– zumeist Jahre später und unbeachtet von 
der Öffentlichkeit – jemand daran, zu un-
tersuchen, was von diesen Versprechungen 
geblieben ist, so bleibt nicht mehr viel üb-
rig. Oder Banales: Wie etwa die Tatsache, 
dass Milliardeninvestitionen natürlich für 
einige Zeit Arbeit schaffen. Ob diese Milliar-
den aber in einem Loch unter dem Bahnhof 
oder in Streckenbauten draußen im Lande 
verbaut werden, ist für diese Art wirtschaftli-
chen Effekts recht unerheblich. Ganz wie bei 
den berühmten »keynesianischen Löchern«: 
Zur Belebung der Wirtschaft in Krisenzeiten, 
so soll der Wirtschaftsprofessor Keynes vor-
geschlagen haben, könne man auch Löcher 
graben und wieder zuschütten – es käme vor 
allem darauf an, mit öffentlichen Mitteln Ar-
beit zu schaffen und die Kaufkraft zu stärken. 
Das wiederum hat einen kritischen Geist bei 
der Auseinandersetzung um die Expo 2000 
zu der Vermutung veranlasst, auch die »Un-
terkellerung Schleswig-Holsteins« könne 
eine in diesem Sinne wirtschaftlich sinnvolle 
Maßnahme sein.
Selbstläufer, oder: Der Gang des Elefanten
»Inzwischen ist das Projekt ziemlich unabhän-
gig geworden von den Menschen, die es einmal in 
die Welt gesetzt haben. Einem Elefanten ähnlich 
stampft es weiter und lädt mit einer eleganten 
Bewegung seines Rüssels auf seinen Rücken, was 
sich ihm in den Weg stellt«, so beschrieb einer 
aus dem inner circle der Weltausstellungs-
planung in Hannover den Stand der Dinge 
– acht Jahre vor dem Ereignis. Das trifft sehr 
genau die Realitäten auch anderer Großvor-
haben. Versuche, den Lauf eines solchen Pro-
jekt-Elefanten zu lenken oder ihn zu einer 
bestimmten Gangart zu bewegen, bleiben in 
fast allen Fällen wirkungslos. 
Das hat viele Gründe: Planungs- und Geneh-
migungsverfahren werden in Gang gesetzt, 
die ihre eigene unerbittliche Konsequenz 
haben. Institutionen, die das Projekt steu-
Über viele Jahre findet keine 
echte politische Kontrolle 
statt
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ern, entstehen und entfalten ihrerseits eine 
Eigendynamik. Verträge werden unterschrie-
ben und binden die Akteure – in Stuttgart 
geschah das schon 15 Jahre vor dem ersten 
Spatenstich. Und nicht zuletzt entstehen mit 
jedem Tag Kosten, die sich schnell zu sechs- 
und siebenstelligen Vorausinvestitionen ad-
dieren.
Aus vielen einzelnen Schritten werden dann 
jene »Sachzwänge«, auf die sich Projekt-
befürworter gern berufen, wenn nach dem 
Ingangsetzen der Verfahren irgendwo noch 
Widerstand laut wird. Es sind dann auch 
diese Zwänge, die eine Umkehr angeblich 
nicht mehr möglich machen – selbst wenn 
sich wesentliche Rahmenbedingungen än-
dern. Ganz typisch für diese Phase ist auch, 
dass neue Kostenschätzungen durchsickern. 
Die liegen deutlich über den zuvor vermit-
telten geschönten Zahlen. Dafür findet man 
Gründe (»Unvorhergesehenes«, »allgemeine 
Kostensteigerung«, »zusätzliche Anforde-
rungen«), aber Anlass zum Überdenken des 
eingeschlagenen Weges wird weder hierin 
noch in anderen Faktoren gesehen. Denn: 
»Es gibt keine Alternative. Wir könen nicht 
zurück. Der Schaden wäre immens«. 
Selbst wenn man offensichtlich doch umkeh-
ren könnte, sei das, so heißt es dann, ange-
sichts der großen Bedeutung des Projektes 
nicht zu verantworten… und so weiter und so 
fort (siehe oben).
Argumente dieser Art finden im Übrigen 
nicht nur gegenüber Bürgerinnen und Bür-
gern Verwendung, sondern wirken auch in 
die Politik hinein. Im Ergebnis findet dann 
oft über viele Jahre keine politische Kontrol-
le mehr statt – bestenfalls ex post entstehen 
Untersuchungsausschüsse, die sich der Auf-
arbeitung annehmen.
Who is the boss? oder: Die organisierte 
Unverantwortlichkeit
Es gibt eine sehr bekannte Aufnahme des 1. 
Klavierkonzerts von Johannes Brahms. Die 
Aufmerksamkeit, die diese Einspielung ge-
nießt, rührt nicht nur von der prominenten 
Besetzung (Solist: Glenn Gould, Dirigent: Le-
onard Bernstein) her, sondern vor allem von 
dem Rollenkonflikt, den diese beiden Herren 
miteinander auszutragen hatten: Der Solist 
drängte auf eine sehr ungewöhnliche Inter-
pretation und Bernstein beugte sich dem – 
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nicht ohne vor dem Konzert  ans Publikum 
gewandt eine humorvolle Ansprache zu hal-
ten. In ihr berichtet er von dem Konflikt und 
stellte unter anderem die Frage: »Who is the 
boss? The soloist or the conductor?« Er kann-
te die Antwort  – und folgte dennoch Goulds 
Auffassung.
Diese kleine Geschichte bringt ein Problem 
zum Ausdruck, das bei großen Bauprojekten 
in sehr viel umfassenderem Maße auftritt. 
Eigentlich, so sollte man es meinen, sind es 
die Gemeinden, die bei solchen Vorhaben 
»der Boss« sind. Denn die Baumaßnahmen 
finden auf ihren Territorium statt und dort 
haben sie dem Gesetz nach Planungshoheit. 
Tatsächlich aber spielen sie oft nur eine sehr 
nachgeordnete Rolle. Bei der Weltausstel-
lung in Hannover waren Stadt und Region 
nur mit 10% an der Gesellschaft beteiligt, 
die die Expo durchführte. Und in Stuttgart 
scheint die Kommune schon vor 15 Jahren 
per Unterschrift ihre Gestaltungsspielräume 
entscheidend reduziert zu haben. 
Es ist zu Recht darauf hingewiesen worden, 
dass in diesen wie in anderen Fällen echte 
Alternativen von den Gemeinden nie ge-
prüft worden sind. Obwohl das doch zu den 
ureigensten Aufgaben einer planaufstellen-
den Kommune gehört: Das Baugesetzbuch 
verpflichtet sie, wesentlich voneinander 
verschiedene Konzepte zu erarbeiten und 
diese öffentlich zu erörtern. Das unterbleibt 
gelegentlich (weil man auf anderer gesetz-
licher Grundlage agiert und z.B. Planfe-
stellungsverfahren durchführt) oder wird 
so formal abgehandelt, dass der harte Kern 
des Großvorhabens nicht berührt wird. Der 
scheint unantastbar.  Viele Kommunen ha-
ben offensichtlich weder das Selbstbewusst-
sein noch das Interesse, an diesem Kern zu 
rühren. Man kann etwas überspitzt von einer 
Art Duldungsstarre sprechen, in die diese 
Gemeinden angesichts von Großprojekten 
verfallen. Zu hoch sind die in Aussicht ge-
stellten Investitionen und zu mächtig die In-
teressen, als dass man sich dem noch mit ei-
genen Konzepten in den Weg stellen wollte. 
Wenn aber nicht die Kommune »der Boss« 
ist – wer dann? Das Land? Der Bund? Dazu 
ein Blick nach Stuttgart. Dort verweigerte die 
Deutsche Bahn AG die Zustimmung zur Ein-
sichtnahme in Unterlagen, weil sie »Daten 
und Informationen enthalten, die den Kern-
bereich der unternehmerischen Betätigung 
der DB betreffen«. Die Bundesregierung sah 
das genau so und erklärte sich gleich gene-
rell für unzuständig: »Stuttgart 21« sei kein 
Projekt des Bundes, schrieb das Ministerium 
von Peter Ramsauer im März 2010, sondern 
ein »eigenwirtschaftliches Projekt der DB 
AG«.
Ganz ähnlich seinerzeit in Hannover: Die 
Expo GmbH, eine Gesellschaft, in der der 
Bund, das Land und die Deutsche Wirtschaft 
90% der Anteile hielten, steuerte das Pro-
jekt. Ihre Entscheidungen bestimmten, was 
auf dem Gelände geschah. Dass hinter dieser 
Gesellschaft noch eine andere sehr aktiv war 
ohne formal eine Rolle zu haben, sei hier nur 
am Rande erwähnt: Diese Deutsche Messe 
AG dürfte wohl zu den Hauptnutznießern 
der Expo zählen. Entscheidend hier: Auch 
sie ist im öffentlichen Eigentum (Kommune 
und Land teilen sich die Anteile).
Was in Stuttgart und Hannover zu beobach-
ten ist, lässt sich in vielen vergleichbaren Fäl-
len wiederfinden: An großen Projekten sind 
zumeist – neben privaten Akteuren – Gesell-
schaften und Agenturen vertreten, die sich 
im öffentlichen Eigentum und unter öffentli-
cher Regie befinden. Sie vermarkten Boden, 
entwickeln Projekte, betreiben Einrichtun-
gen, bewirtschaften Wohnraum und Infra-
strukturen, halten den öffentlichen Nahver-
kehr in Gang, führen Veranstaltungen durch 
etc. Sie alle scheinen zwar öffentlichen Auf-
gaben zu dienen, entwickeln aber in der Re-
gel ein erhebliches Eigenleben. Das müsse so 
sein, hört man von den politisch Verantwort-
lichen, die gleichzeitig in den Aufsichtsräten 
solcher Unternehmen sitzen: Schließlich 
sei das gedeihliche Wirtschaften dieser Un-
ternehmungen ein wichtiges Ziel. Zu enge 
Vorgaben oder gar der Zwang, wirtschaftlich 
nicht vertretbare Operationen durchzufüh-
ren, seien da kontraproduktiv. Im Ergebnis 
aber kann dies dazu führen, dass einzelne 
dieser Betriebe, GmbHs, AGs etc., insbeson-
dere solche, die ein erhebliches wirtschaft-
liches Eigengewicht haben, die Macht- und 
Kontrollverhältnisse auf den Kopf stellen. Mit 
einem Mal werden die Körperschaften, die 
Eigentümer sind und »Dirigenten« sein soll-
ten, zu Akteuren nachgeordneter Bedeutung, 
nicht selten auch zu Dienstleistern ihrer ei-
genen Unternehmen. Der amerikanische 
Stadtforscher Bob Beauregard beschreibt am 
Beispiel der Rolle der Port Authority von New 
York und New Jersey beim Wiederaufbau des 
World Trade Center einen solchen Verselb-
ständigungsprozess: »Die Port Authority war 
Angesichts von 
Großprojekten verfallen 
manche Kommunen in eine 
Art Duldungsstarre
Projekte entstehen in 
einem Geflecht von Rollen, 
Interessen und Akteuren, 
das sich kaum mehr 
entwirren lässt. 
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in der Lage, ihre Agenda ohne nennenswerten 
Widerstand zu verfolgen. Sie war nicht nur poli-
tisch mit dem Mantel des öffentlichen Interesses 
versehen, sondern konnte auch von dem symbo-
lischen (und daher politischen) Kapital zehren, 
das aus ihrem Beitrag zum regionalen Wachs-
tum entstand …«.
Eben diese Eigenmacht von Gesellschaften, 
die im Vorfeld von Kommunen, Land und 
Bund agieren, kann man bei großen Pro-
jekten vielfach beobachten. Ihr Verhalten ist 
aber nur ein Beitrag zu einem Geflecht von 
Rollen, Interessen und Aktivitäten, das sich 
kaum mehr entwirren lässt. Wer »Boss«, wer 
»Solist«, wer »Orchester« ist bleibt unklar – 
und mündet zum Beispiel beim Scheitern 
von Projekten in einem »Schwarze-Peter-
Spiel«, das zumeist ohne Ergebnis bleibt. 
Das alles kann man nicht mehr so humorvoll 
kommentieren wie seinerzeit Leonard Bern-
stein. Denn hier handelt es sich nicht um 
ein einmaliges Experiment mit ungewöhnli-
chem musikalischen Ausgang. Hier werden 
Kernfragen einer nicht nur formal demokra-
tisch legitimierten Stadtentwicklung aufge-
worfen. 
Warum nicht gleich so?
Nach dem ersten Tag des Schlichtungsver-
suchs in Stuttgart wurde in der Presse die 
rhetorisch gemeinte Frage aufgeworfen: 
»Warum nicht gleich so?«. Das mag leichthin 
gemeint sein, stößt aber doch auf den Kern 
der Sache. Denn man muss sich ja fragen, 
warum bei diesem wie bei anderen Großpro-
jekten nicht von Anfang an mit offenen Kar-
ten gespielt wird, »alle Argumente, alle Fak-
ten und alle Zahlen auf den Tisch« (Geißler) 
kommen und ein öffentlicher Dialogprozess 
einsetzt, der auch nach ersten Richtungsent-
scheidungen nicht abreißt.
Bei der Suche nach Antworten auf diese Fra-
ge, stößt man auf eine Paradoxie: So äußer-
ten die Gesprächspartner in der Phase der 
Nachuntersuchungen zur Expo durchweg 
die Auffassung, man solle in Zukunft von 
Anfang offen an ein solches Projekt herange-
hen. Zugleich aber ließen die meisten nicht 
unerwähnt, dass man dann wohl in Hanno-
ver keine Expo hätte durchsetzen können.
Kann man also ein großes Projekt nur in 
Gang setzen, indem man Interessen hinter 
wolkigen Versprechungen verbirgt, mit »fei-
erlicher Unschärfe« um Gefolgschaft wirbt, 
Bilanzen so schönrechnet, dass sie zustim-
mungsfähig werden, Verantwortlichkeiten 
im Gestrüpp von Akteuren verschwinden 
lässt und die demokratischen Verfahren 
durch Vorabsprachen oder die schiere Macht 
der großen Zahlen entkräftet und die politi-
sche Kultur beschädigt? Es scheint so. Weil 
das so ist, herrscht beim Publikum von An-
fang an großes Misstrauen, wenn neues Heil 
durch große Projekte versprochen wird. Und 
weil das so ist, fühlen sich die Initiatoren der 
Projekte bestärkt in ihrer Auffassung, dass 
nur eine verschworene und entschlossene 
kleine Gruppe in der Lage ist, unter Einsatz 
aller Mittel die Projekte durchzusetzen.  Das 
verstärkt die Vorbehalte der Bürgerschaft… 
und so bestätigen sich alle Seiten aufs Wir-
kungsvollste ihre wechselseitigen Vorurteile.
Unter diesen Bedingungen unterlaufen gro-
ße Projekte nicht nur die demokratische Aus-
einandersetzung – auch dann, wenn sie die 
formal vorgesehenen Verfahren ordnungs-
gemäß absolvieren – sondern gefährden die 
politische Kultur insgesamt. 
Insofern geht es in der Tat um weit mehr als 
um eine Verbesserung der Kommunikations-
arbeit. Es geht um das Durchbrechen eines 
für alle Seiten schädlichen circulus vitiosus: 
Erst wenn die Menschen in den Städten das 
Vertrauen haben können, dass sich Stadt-
entwicklung nicht über ihre Köpfe hinweg 
vollzieht und wenn auf der anderen Seite 
die Projektinitiatoren verstehen, dass dieses 
Vertrauen nur durch offene Prozesse von An-
Kann man große Projekte 
nur in Gang setzen, indem 
man die lokale politische 
Kultur beschädigt?
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fang an hergestellt werden kann, sind große 
Projekte und lebendige lokale Demokratie 
wieder vereinbar.
Das mag angesichts der Realitäten in vielen 
deutschen Städten utopisch klingen. Aber 
ein Blick in die Schweiz lehrt, dass es auch 
anders geht. Dort versichern Planer und Po-
litiker, dass die direkt-demokratischen Proze-
duren bei allen Beteiligten nachhaltige Ver-
änderungen bewirken: Die Projektinitiatoren 
wissen, dass sie »vor‘s Volk« müssen, was 
nicht ohne Konsequenzen für Inhalte und 
Darstellung der Vorhaben bleibt, und die 
Bürgerschaft ist gewiss, dass ihr Votum zu ei-
nem sehr frühen Zeitpunkt entscheidenden 
Einfluss hat. Auch unter diesen Bedingun-
gen sind große Projekte möglich. Sie können 
aber auch scheitern – früh genug, um noch 
von ihnen abzulassen oder nach Alternativen 
zu suchen.
Ob der schweizer Weg unseren Städten zu 
empfehlen ist, wäre eine andere Diskussi-
on. Aber ein Durchbrechen der Misstrau-
ensspirale erscheint zwingend notwendig, 
um große Projekte und lokale Demokratie 
miteinander zu versöhnen. Dazu braucht es 
starker Anstöße. Insofern ist zu hoffen, dass 
die Diskussion um Stuttgart’21 nicht so bald 
abreißt.
 
Klaus Selle im November 2010
